
Am 3. Dezember 1988 war der Beifahrer des Ange­
klagten verhindert, so daß die Ehefrau des Angeklag­
ten die Arbeit des Beifahrers übernahm. Als der An­
geklagte und seine Ehefrau von der Molkerei zurück­
kamen, luden sie gemeinsam die Milchkannen für den 
Kälberaufzuchtstall ab. Danach goß die Ehefrau des 
Angeklagten die Milch in die in der Futterküche be­
reitgestellten Kannen. Als der Angeklagte die Küche 
betrat, sah er, daß seine Frau Magermilch in eine 
Kanne schüttete, von der er wußte, daß darin Form­
aldehyd aufbewahrt wurde, das nach entsprechender 
Verdünnung zum Desinfizieren der Boxen, Tränken, 
Eimer usw. verwendet wurde. Er rief seiner Frau 
sofort zu, in diese Kanne keine Milch zu gießen. Da 
aber bereits 6 bis 7 Liter Milch in der Kanne waren 
und seine Ehefau ihm versicherte, daß die Kanne leer 
gewesen sei, schüttete der Angeklagte diese Milch in 
den Vorwärmer, in dem sich bereits 40 Liter Mager­
milch befanden. Obwohl er daran gedacht hatte, die 
Milch aus dieser Kanne zu vernichten, tat er das nicht, 
da er befürchtete, daß die Milch für die Kälber nicht 
reichen würde. Die Magermilch aus dem Vorwärmer 
wurde an die Kälber verfüttert, worauf 33 Kälber 
verendeten. Die Genossenschaft erlitt dadurch einen 
Schaden von 11 863,50 M.
Das Kreisgericht hat den Freispruch damit begründet, 
daß der Angeklagte nicht Verantwortlicher für die 
Fütterung von Nutz- und Zuchttieren gewesen und 
der Tatbestand des § 168 StGB deshalb nicht erfüllt 
sei.
Gegen diese Entscheidung des Kreisgerichts richtet sich 
der Protest des Staatsanwalts, der zur Aufhebung der 
Entscheidung und Zurückverweisung der Sache an das 
Kreisgericht führte.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat den Sachverhalt ausreichend auf­
geklärt und ist entgegen der Auffassung des Vertreters 
des Staatsanwalts des Bezirks auch zutreffend davon 
ausgegangen, daß der Angeklagte nicht Verantwort­
licher i. S. des § 168 StGB ist. Wegen Schädigung des 
Tierbestands können nach dieser Bestimmung bei Vor­
liegen aller anderen Voraussetzungen grundsätzlich nur 
solche Personen strafrechtlich zur Verantwortung ge­
zogen werden, die für die Haltung, Fütterung oder 
Pflege von Zucht- und Nutztieren u n m i t t e l b a r  ver­
antwortlich sind. Eine solche Verantwortung lag dem 
Angeklagten nicht ob.
Wie festgestellt wurde, war der Angeklagte in der LPG 
als Traktorist eingesetzt und in dieser Eigenschaft u. a. 
auch für den Transport der Milch von der LPG zur 
Molkerei und der Futtermilch von der Molkerei zur 
LPG verantwortlich. In diese Arbeit war er von seinem 
Vorgänger, dem Zeugen J., eingewiesen worden. J. hatte 
ihm auch erklärt, in welche Kannen er die von der 
Molkerei mitgebrachte Futtermilch in der Küche des 
Kälberaufzuchtstalles umschütten mußte und daß ex-, 
wenn die von der Viehpflegerin bereitgestellten Kannen 
nicht ausreichten, die restliche Milch in den Magei-- 
milchvorwärmer gießen durfte. Mit dem Umschütten 
der Futtermilch in die dazu bereitgestellten Behältnisse 
war demnach die Arbeit des Angeklagten in der Futter­
küche des Kälberaufzuchtstalls beendet. Für die ord­
nungsgemäße Ausführung dieser Arbeit trugen er und 
sein Beifahrer die volle Verantwortung.
Aus dem Dargelegien ergibt sich, daß der Angeklagte 
nicht für die Zubereitung der Futtermilch verantwort­
lich war. Eine solche Verantwoi-tung kann auch keines­
wegs daraus hergeleitet werden, daß der Angeklagte 
an einzelnen Tagen Futtermilch in den Magermilchvor­
wärmer zu gießen hatte. Auch dieser Vorgang kann 
unter den gegebenen Bedingungen nur als ein Bereit­
stellen der Futtermilch gewertet werden. Die Verant­
wortung für die Fütterung der Tiere i. S. des § 168 
Abs. 1 StGB kann aber erst mit der unmittelbaren

Zubereitung des Futters beginnen, falls für die jeweilige 
Fütterung eine solche Zubereitung erforderlich ist. 
Wollte man den für die Abfuhr und das Bereitstellen 
der Futtermiläi verantwortlichen Traktoristen auch als 
Verantwortlichen für die Fütterung der Tiere ansehen, 
so würde dies zu einer ungesetzlichen Ausweitung des 
Inhalts des § 168 StGB fühi-en, der sich nur auf einen 
bestimmten Personenkreis bezieht.
Die Auffassung des Staatsanwalts, zwischen der Vieh­
pflegerin und dem Angeklagten habe eine geregelte 
Arbeitsteilung für die Fütterung der Tiere bestanden, 
kann unter Berücksichtigung des festgestellten Sach­
verhalts nicht durchgreifen. Der Fütterungsprozeß be­
gann mit der Zubereitung des Futters, für die allein 
die Viehpflegerin verantwortlich war. Sie hatte die 
Milch zu erhitzen und mit den erforderlichen Nähr­
stoffen und Zusätzen zu versehen. Der Angeklagte war 
dagegen nicht unmittelbar in den Fütterungsprozeß 
einbezogen. Seine Verantwortung endete mit der Be- 
l-eitstellung der Futtermilch.
Der Angeklagte kann daher wegen Schädigung des 
Tierbestandes gemäß § 168 StGB nicht verurteilt wer­
den.
Das Kreisgericht hätte jedoch — nach einem Hinweis 
auf die veränderte Rechtslage gemäß § 236 StPO — 
prüfen müssen, inwieweit das Verhalten des Angeklag­
ten einen andex-en Tatbestand erfüllt. Das hat der Senat 
an Hand des § 167 Abs. 1 StGB nachgeholt. Nach dieser 
Bestimmung ist u. a. derjenige stx'afrechtlich verant­
wortlich, der unter vorsätzlicher Verletzung seiner be­
ruflichen Pflichten fahrlässig Produktionsmittel oder 
andere Sachen, die wirtschaftlichen Zwecken dienen, 
unbrauchbar werden läßt und dadurch bedeutende 
wirtschaftliche Schäden verursacht.
Der Angeklagte hatte als Traktorist und Verantwort­
licher für den Transport und die Bereitstellung der Fut- 
tei-müch die berufliche Pflicht, die Milch in die in der 
Futterküche des Kälberaufzuchtstalls bereitgestellten 
Kannen umzuschütten. Diese Pflicht umfaßt auch die 
Sorge dafür, daß die Milch nicht mit Stoffen vermischt 
wird, die ihre weitere Verwendung für den Fütterungs­
zweck ausschließen.
Seit der Aufnahme seiner Arbeit als Milchfahrer war 
dem Angeklagten bekannt, daß in der Futterküche eine 
Milchkanne mit Formaldehyd abgestellt war. Er war 
auch von dem Zeugen J. darüber belehrt worden, daß 
in diese Kanne keine Milch gegossen werden dürfe, weil 
darin Gift aufbewahrt würde. Der Angeklagte hatte 
daraufhin auch mit Recht verlangt, die Kanne aus der 
Futterküche zu entfernen; er konnte jedoch keine Ände­
rung dieses Zustandes ei-reichen. Bei der Ausführung 
seines Arbeitsauftrags in der Futterküche hatte er dem­
zufolge die ihm gegebene Weisung stets zu beachten.
Trotz dieser Weisung und entgegen seinen eigenen Er­
kenntnissen über die Sachlage entschied sich der Ange­
klagte am Tattage, die von seiner Ehefrau in die Kanne 
mit Formaldehyd gegossene Milch in den Magermilch­
vorwärmer zu schütten. Diese Handlung des Angeklag­
ten stellte eine vorsätzliche Verletzung seiner berufli­
chen Pflicht dar, in die für Formaldehyd bestimmte 
Milchkanne keine Milch zu schütten.
Dabei ist es unbeahtlich, ob der Angeklagte annahm, 
daß sich am Tattage kein Formaldehyd in der Kanne 
befand, und ob er aa mögliche Folgen seines Handelns 
dachte. Unerheblich ist es auch, ob dem Angeklagten 
die Schädlichkeit des Formaldehyds in vollem Umfange 
bekannt war. Entscheidend ist, daß er wußte, daß die­
ses Desinfektionsmittel nicht mit der Futtermilch in 
Berührung kommen durfte.


